
ln
Aktenzeichen: 3 AZR 291/90 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat

I. Arbeitsgericht Köln
II. Landesarbeitsgericht

Köln

Urteil vom 30. April 1991
- 3 AZR 291/90 -
Urteil vom 18. August 1989
- 12/9 Ca 9226/88 -
Urteil vom 21. März 1990
- 5 Sa 1212/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Berechnung einer Betriebsrente; maßgebliches Gehalt

Gesetz:
BetrAVG § 1 Berechnung, § 5 Abs. 2; BGB §§ 157, 242, 315 
Abs. 3; ZPO § 256 Abs. 1, § 308 Abs. 1 Satz 1; AVG § 89
Abs. 2

Leitsätze:

K e i n  e

Hinweise des Senats:
Unregelmäßige und unterschiedliche Anhebung der Höchstgrenze 
des maßgeblichen Gehalts durch Neufassungen der Versorgungs­bestimmungen ;
Anrechnung der Sozialversicherungsrente unabhängig davon, zu 
welchem Sozialversicherungszweig und von welchem Arbeitgeber 
die Beiträge erbracht wurden.
Parallelfall zu 3 AZR 236/90
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3 AZR 291/90 
5 Sa 1212/89 Köln
Verkündet am 30. April 1991
Noll
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 30. April 1991 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. neither, die Richter Dr. Wittek und Kremhelmer sowie
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2

die ehrenamtlichen Richter Zieglwalner und Großmann für Recht er­
kannt :

1. Die Revision des Klägers gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Köln vom 21. März 1990 

5 Sa 1212/89 - wird zurückgewiesen.

2. Der Kläger hat die Kosten der Revision zu tra­
gen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um die Berechnung einer Betriebsrente.

Der am 1. Januar 1927 geborene Kläger ist seit dem 1. Mai 
1962 bei der Beklagten beschäftigt, zuletzt als Geschäftsführer 
ihrer Betriebskrankenkasse gegen ein monatliches Arbeitsentgelt 
von über 8.000,—  DM. In § 6 des Anstellungsvertrages vom 
20. Dezember 1973 erteilte ihm die Beklagte folgende Versorgungs­
zusage:

"Herrn K wird gemäss der Pensionsordnung im 
C -Konzern eine Altersversorgung zugesagt,
wie sie sich nach den Richtlinien für die Pensio­
nierung von gehobenen Angestellten errechnet.
Das Dienstalter rechnet ab 1. Mai 1962."

Nach der (allgemeinen) Pensionsordnung wurde das Ruhegehalt 
mit jährlich 0,6 % des höchsten Tarifgehaltes ohne Anrechnung der
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3

Sozialversicherungsrente ermittelt. Die Bestimmungen für gehobene 
Angestellte vom 10. März 1972 enthielten folgende Regelungen:

"Es gilt grundsätzlich die Pensionsordnung des
F -Konzerns mit folgenden Abweichungen:
1. Für jedes Dienstjahr werden 1,6 % des für die 

Pension anrechnungsfähigen Einkommens zugrun­
degelegt .

2. Die Wartezeit beträgt 10 Jahre.
3. Das für die Pension anrechnungsfähige Einkom­

men ist das letzte Monatsgehalt (ohne Gratifi­
kation und Zulagen) bis zur Höchstgrenze von 
DM 3.600,--, jedoch mindestens das höchste 
Tarifgehalt.

4. Sofern und insoweit von Arbeitgeberseite die 
Hälfte des Beitrags zur Angestelltenversiche­
rung getragen wurde, wird die Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung bis zur Hälfte 
in Abzug gebracht.

5. Bei der Dienstalterberechnung können mit un­
serer Genehmigung ausnahmsweise auch Dienst­
jahre vor der Tätigkeit im F & G-Konzern ange­
rechnet werden. Diese Jahre werden für die Ju­
biläumsgeschenke nicht berücksichtigt.

6.. Wer als Angestellter im Sinne dieser Richtli­
nien gilt, wird jeweils von den Vorständen 
bzw. von den Geschäfts führungen der einzelnen 
Konzerngesellschaften bestimmt."

Am 1. April 1974 wurden diese Bestimmungen mit Wirkung vom 
1. Januar 1974 geändert. Nr. 3 und 4 wurden wie folgt gefaßt:

"3. Das für die Pension anrechnungsfähige Ein­
kommen ist das letzte Monatsgehalt (ohne 
Gratifikationen und Zulagen) bis zur 
Höchstgrenze von DM 4.000,— -. Ergibt die 
Berechnung nach der Pensionsordnung des 
F -Konzerns auf der Basis des höchsten 
Tarifgehaltes, das während des letzten Mo­
nats der Dienstzugehörigkeit zu F & G galt, 
eine höhere Werksrente, so wird diese ge­
währt. Voraussetzung für diese Werksrente 
ist eine Wartezeit von 15 Jahren.
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«n-

4. Sofern und insoweit von Arbeitgeberseite
die Hälfte des Beitrages zur Angestellten­
versicherung getragen wurde, wird die Rente 
aus der gesetzlichen Rentenversicherung bis 
zur Hälfte in Abzug gebracht.
Absatz 1 wird entsprechend angewendet, wenn 
sich der Arbeitgeber an den Prämien für ei­
ne befreiende Lebensversicherung beteiligt 
hat."

Die Beklagte übersandte dem Kläger diese Neufassung der Be­
stimmungen mit folgendem Schreiben vom 22. November 1974:

"Wir freuen uns, Ihnen nach unserem letzten 
Schreiben vom 22. Dezember 1972 in dieser Angele­
genheit mitteilen zu können, daß die Bestimmungen 
für die Pensionierung von gehobenen Angestellten 
mit Wirkung vom 1. Januar 1974 weiter wesentlich 
verbessert wurden.
So wird nunmehr das für die Pension anrechnungs­
fähige Einkommen bis zur Höchstgrenze von DM
4.000,—  statt bisher DM 3.600,—  berücksichtigt; 
gleichzeitig schafft der angefügte Absatz 2 zu 
Ziffer 3 die neue Möglichkeit, eine auf Basis des 
höchsten Tarifgehaltes mit einem Satz von 0,6% 
pro Dienstjahr, jedoch ohne jeden Abzug ermittel­
te Werksrente zu zahlen, wenn diese höher ist, 
als sie sich sonst nach den Bestimmungen für die 
Pensionierung von gehobenen Angestellten berech­
nen würde. Der gleichfalls neue Absatz 2 zu Zif­
fer 4 regelt die formale Gleichstellung von Ar­
beitgeberbeiträgen für die befreiende Lebensver­
sicherung mit denen für die gesetzliche Renten­
versicherung.
Als Anlage überreichen wir Ihnen eine Ausferti­
gung der neu gefaßten Bestimmungen. Wir bitten 
Sie, den Vorgang streng vertraulich zu behan­
deln ."

- 5 -

Der Kläger äußerte sich hierzu nicht.
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Am 8. November 1985 erließ die Beklagte "Bestimmungen für 
die Pensionierung von leitenden Angestellten auf der Grundlage 
der jeweils gültigen Pensionsordnung", die wie folgt lauten:

"1, Für jedes Dienstjahr werden 1,6% des für 
die Pension anrechnungsfähigen Einkommens
zugrunde gelegt.

2. Die Wartezeit beträgt 10 Jahre.
3. Das für die Pension anrechnungsfähige Ein­

kommen ist das letzte Monatsgehalt (ohneGratifikationen und Zulagen) bis zur 
Höchstgrenze von DM 5.000,— .
Ergibt die Berechnung auf der Basis des zu­
letzt gültigen höchsten Tarifgehaltes eine 
höhere Werkrente, so wird diese gewährt.

4. Sofern und insoweit von Arbeitgeberseite
die Hälfte des Beitrages zur Angestellten­
versicherung getragen wurde, wird die Rente
auf der gesetzlichen Rentenversicherung bis 
zur Hälfte in Abzug gebracht.
Absatz 1 wird entsprechend angewendet, wenn 
sich der Arbeitgeber an den Prämien für 
eine befreiende Lebensversicherung betei­
ligt hat.

5. Werkrente zuzüglich Rente aus der gesetz­
lichen Rentenversicherung bzw. analog aus 
der befreienden Lebensversicherung dürfen 
jedoch 70 % des letzten Bruttoeinkommens im 
Pensionierungszeitpunkt nicht übersteigen,“

Dem Kläger wurden diese Bestimmungen nicht zugeleitet.

Der Kläger verlangt von der Beklagten, daß sie seine Be­
triebsrente nach seinem letzten Gehalt vor Beendigung des Ar­
beit sverhältnisses bemißt und die hälftige Anrechnung auf die 
Teile der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung be­
schränkt , die auf die von der Beklagten mitfinanzierte Ange-
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stelltenversicherung entfallen. Er hat die Auffassung vertreten, 
daß die Bestimmungen vom 8. November 1985 anzuwenden seien. Als 
Geschäftsführer der Betriebskrankenkasse sei er leitender Ange­
stellter im Sinne dieser Bestimmungen. Da die Beklagte die 
Höchstgrenze des ruhegeldfähigen Gehalts bereits dreimal in den 
Jahren 1972, 1974 und 1985 angehoben habe, sei sie zu weiteren 
Anpassungen an die Gehaltsentwicklung verpflichtet. Die zuletzt 
im Jahre 1985 festgesetzte Höchstgrenze von 5.000,—  DM liege in­
zwischen unter dem höchsten Tarifgehalt von 5.441,—  DM. Wenn die 
Höchstgrenze des ruhegeldfähigen Gehalts entsprechend den Steige­
rungen der Tarifgehälter seit 1965 auf etwa 400 % angehoben 
werde, ergebe sich nunmehr eine Höchstgrenze von 12.000,—  DM.
Das derzeitige Gehalt des Klägers liege erheblich darunter. Zur 
Anrechnung der Sozialversicherungsrente hat der Kläger die Auf­
fassung vertreten, die Anrechnungsklausel betreffe nur den Teil 
der Rente aus der Angestelltenversicherung, für den die Beklagte 
selbst die Hälfte des Beitrages erbracht habe. Der Kläger hat be­
antragt ,

1. festzustellen, daß die Beklagte verpflichtet 
ist, bei der Berechnung der dem Kläger einst 
zustehenden Betriebsrente als anrechnungs­
fähiges Einkommen sein letztes Monatsgehalt 
vor Ausscheiden aus den Diensten der Beklagten 
zugrunde zu legen,
hilfsweise,
festzustellen, daß die Beklagte eine in das 
Ermessen des Gerichts gestellte Höchstgrenze 
zu berücksichtigen hat;

2. festzustellen, daß die Beklagte nur die Hälfte 
desjenigen Teils der Angestelltenversiche­
rungsrente in Abzug bringen darf, für den sie 
während der Tätigkeit des Klägers bei ihr die 
Hälfte der Beiträge erbracht hat.
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7

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Klage für unzulässig gehalten, weil der Kläger noch im Ar­
beitsverhältnis stehe und das erforderliche Feststellungsinteres­
se fehle. Die Klage sei aber auch unbegründet. Die Betriebsrente 
des Klägers sei nach den Bestimmungen vom 1. April 1974 zu be­
rechnen. Nur bei Versorgungszusagen an neu berufene Geschäfts­
bereichs- und Zentralbereichsleiter sei einzelvertraglich die 
Anwendung der Bestimmungen vom 8. November 1985 vereinbart wor­
den. Die Beklagte sei nicht verpflichtet, die Höchstgrenze für 
das ruhegeldfähige Gehalt anzuheben. Die Bestimmungen vom 1.
April 1974 hätten einen zweiten Weg für die Berechnung der Be­
triebsrente eröffnet. Entweder werde für jedes Dienstjahr 1,6 % 
des anrechnungsfähigen Einkommens bis zur Höchstgrenze von
4.000,—  DM zugrunde gelegt und dafür die Sozialversicherungs­
rente hälftig angerechnet oder die Betriebsrente werde nach der 
Pensionsordnung des F -Konzerns pro Dienstjahr nur mit 0,6% 
des höchsten Tarifgehalts berechnet, aber ohne Anrechnung einer 
Sozialversicherungsrente. Die Anrechnungsklausel in den Bestim­
mungen für die Pensionierung von gehobenen Angestellten im F 
Konzern vom 1. April 1974 erfasse alle Teile der Rente aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung, die irgendein Arbeitgeber min­
destens zur Hälfte mitfinanziert habe.

Das Arbeitsgericht hat der Klage teilweise stattgegeben und 
festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet ist, bei der Berech­
nung der dem Kläger nach seinem Ausscheiden aus den Diensten der 
Beklagten zustehenden Betriebsrente als anrechnungs fähiges Ein­
kommen das beim Ausscheiden des Klägers geltende höchste Tarifge-
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8

halt zugrunde zu legen und auch .im übrigen bei der Rentenberech­
nung von den Bestimmungen vom 10. März 1972 auszugehen. Im übri­
gen hat es die Klage abgewiesen. Die hiergegen eingelegte Beru­
fung des Klägers blieb ohne Erfolg. Auf die Berufung der Beklag­
ten hat das Landesarbeitsgericht das Urteil abgeändert und die 
Klage insgesamt abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kläger 
sein Klageziel weiter.

E n t s c h e i d u n q s g r ü n d e :

Die Revision ist unbegründet. Das Landesarbeitsgericht hat 
die Klage zu Recht in vollem Umfange abgewiesen.

I. Die Klage ist zulässig.

Das nach § 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungsinter­
esse ist gegeben, obwohl der Kläger noch bei der Beklagten be­
schäftigt und der Zeitpunkt seines Ausscheidens ungewiß ist. 
Zwischen den Parteien bestehen Meinungsverschiedenheiten über die 
Berechnung der Betriebsrente. Durch die Klärung dieser Streitfra­
ge kann sich der Kläger eine zuverlässige Entscheidungsgrundlage 
sowohl für anderweitige Vorsorgemaßnahmen als auch für die Inan­
spruchnahme oder Nichtinanspruchnahme vorzeitigen Altersruhegel­
des aus der gesetzlichen Rentenversicherung verschaffen.

9JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9

II. Der Kläger hat keinen Anspruch auf die verlangte Rentenbe­
rechnung .

1. Die Beklagte ist nicht verpflichtet, die Betriebsrente nach 
dem letzten Monatsgehalt des Klägers vor seinem Ausscheiden aus 
den Diensten der Beklagten zu berechnen. Dem Kläger ist keine 
derartige Versorgungszusage erteilt worden. Der Dienstvertrag vom 
20. Dezember 1973 verweist auf die "Richtlinien für die Pensio­
nierung von gehobenen Angestellten". Alle Fassungen dieser Be­
stimmungen ermöglichten die Berücksichtigung des letzten Monats­
gehalts nur bis zu einer bestimmten Höchstgrenze. Es kann dahin­
gestellt bleiben, ob die Beklagte, wie sie behauptet, die "Be­
stimmungen für die Pensionierung von leitenden Angestellten auf 
der Grundlage der jeweils gültigen Pensionsordnung" vom 8. No­
vember 1985 nur für VersorgungsZusagen an neu berufene Geschäfts­
und Zentralbereichsleiter verwandte. Auch diese Bestimmungen be­
grenzen das berücksichtigungsfähige Monatsgehalt, und zwar auf 
höchstens 5.000,—  DM. Das Monatsgehalt des Klägers liegt dar­
über.

2. Dem Kläger steht kein Anspruch auf Anhebung der Höchstgrenze 
zu.

a) Die Parteien haben keine entsprechende Vereinbarung getrof­
fen. Die Beklagte ist auch nicht aufgrund einer betrieblichen 
Übung verpflichtet, die Höchstgrenze zu ändern. Unter einer be­
trieblichen Übung ist die regelmäßige Wiederholung bestimmter 
Verhaltensweisen des Arbeitgebers zu verstehen, aus denen die Ar-
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beitnehmer schließen können, daß ihnen eine Leistung oder Vergün­
stigung auf Dauer gewährt werden soll (vgl. BAG Urteil vom 13. 
November 1986 - 6 AZR 567/85 - AP Nr. 27 zu § 242 BGB Betrieb­
liche Übung, zu II 3 a der Gründe und BAGE 59, 73, 84 = AP Nr. 33 
zu § 242 BGB Betriebliche Übung, zu II 3 a der Gründe). Die Ar­
beitnehmer können nur dann auf einen Bindungswillen des Arbeitge­
bers schließen, wenn dessen Verhalten eine gewisse Gleichförmig­
keit aufweist und den Eindruck einer Gesetzmäßigkeit erweckt. 
Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall nicht erfüllt. Nach 
Nr. 3 der Bestimmungen für die Pensionierung von gehobenen Ange­
stellten in der Fassung vom 20. Januar 1965 belief sich die 
Höchstgrenze des berücksichtigungsfähigen Monatsgehaltes auf
3.000,—  DM. Sie wurde erst nach 7 Jahren durch die Neufassung 
vom 10. März 1972 auf 3.600,—  DM erhöht. Nach weiteren 2 Jahren 
wurden die Bestimmungen überarbeitet, durch die Neufassung vom 1. 
April 1974 inhaltlich verändert (u.a. Einführung eines alter­
nativen zweiten Rechenweges) und die Höchstgrenze des berük- 
ksichtigungsfähigen Monatsgehalts auf 4.000,—  DM angehoben. 
Selbst wenn die neue Höchstgrenze von 5.000,—  DM in den Bestim­
mungen für die Pensionierung von leitenden Angestellten vom 
8. November 1985 mit herangezogen würde, könnte nicht außer acht 
gelassen werden, daß die Höchstgrenze erst nach über 11 Jahren 
durch insgesamt neugefaßte Bestimmungen verändert wurde. Sowohl 
die zeitliche Abfolge als auch die Art und Weise der Anhebung der 
Höchstgrenzen, nämlich durch vollständige, mit weiteren Änderun­
gen verbundene Neufassungen der Bestimmungen, sprechen gegen die 
Annahme, der Arbeitgeber habe sich zu regelmäßigen Anhebungen der 
Bemessungsgrenze verpflichten wollen.
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b) Der Kläger kann von der Beklagten keine Erhöhung der Höchst­
grenze nach billigem Ermessen verlangen. § 315 Abs. 3 BGB ist 
entgegen der Ansicht des Klägers nicht anwendbar. § 315 Abs. 3 
BGB setzt voraus, daß eine Leistungspflicht dem Grunde nach be­
steht, ihre nähere Ausgestaltung aber einem Vertragspartner über­
lassen bleibt. Die Beklagte hat sich weder in der Pensionsordnung 
und den Bestimmungen für die Pensionierung von gehobenen Ange­
stellten noch durch ausdrückliche Vereinbarung oder betriebliche 
Übung zu einer Erhöhung der Höchstgrenze verpflichtet, auch nicht 
zu einer Erhöhung nach billigem Ermessen.

c) Der Kläger kann sich zur Begründung seines Anpassungsbe­
gehrens auch nicht auf das Urteil des Senats vom 18. Dezember 
1975 (- 3 AZR 58/75 - AP Nr. 170 zu § 242 BGB Ruhegehalt) beru­
fen. Im damaligen Fall hatte der Arbeitgeber zunächst im Zweij äh­
re srhythmus die Bemessungsgrundlage für die Betriebsrente der 
Einkommensentwicklung angepaßt und durch gleichförmiges Verhalten 
einen Vertrauenstatbestand geschaffen. Daran fehlt es im vorlie­
genden Fall.

d) Eine gesetzliche Anpassungspflicht besteht nicht. Sie läßt 
sich nicht aus § 16 BetrAVG herleiten. Diese Vorschrift schreibt 
nur die Anpassung von laufenden Leistungen der betrieblichen Al­
tersversorgung vor, nicht dagegen von Anwartschaften (vgl. BAG 
Urteil vom 15. September 1977 - 3 AZR 654/76 - BAGE 29, 294 = AP 
Nr. 5 zu § 16 BetrAVG).
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3 . Im v t-genden i?.-11 ist nicht darüber zu entscheiden, ob 
der Berecu u; der Betriebsrente mindestens das höchste Tarifge- 
ha Lt zugru^ i. : zu legen ist, das bei Beendigung des zwischen den
Parteien b= ;gehenden Arbeitsverhältnisses gelten wird. Das erst­
instanzlich Urteil, das eine derartige Feststellung enthielt, 
ist vom Berufungsgericht zu Recht aufgehoben worden. Nach § 308 
Abs. 1 Satz 1 ZPO ist das Gericht nicht befugt, einer Partei 
etwas zuzusurechen, was sie nicht beantragt hat. Der Hauptantrag 
des Klägers beschränkt sich auf die Frage, ob Berechnungsgrund­
lage für s --ne Betriebsrente das letzte Monatsgehalt ist, das ihm 
bei seinem Ausscheiden aus den Diensten der Beklagten zusteht.
Mit dem Hilfsantrag erstrebt der Kläger eine in das Ermessen des 
Gerichts gestellte Anhebung der Höchstgrenze für das ruhegeld­
fähige Gehalt und damit ein Gestaltungsurteil gern. § 315 Abs. 3 
Satz 2 BGB. Die Feststellung, daß eine bestimmte Mindestgrenze 
vereinbart sei, ist im Vergleich dazu nicht weniger, sondern 
etwas anderes. Der in den Parallelprozessen gestellte weitere 
Hiifsantrag fehlt im vorliegenden Fall. Die Klageanträge lassen 
sich auch nicht weit auslegen. In der Berufungsverhandlung hat 
der Kläger auf ausdrückliches Befragen des Gerichts klargestellt, 
daß er "eine über das im Klageantrag zu 1) definierte Klageziel 
hinausgehende Beurteilung der Rentenformel, wie sie vom Arbeits­
gericht vorgenommen worden ist, nicht begehrt" (S. 23 Abs. 3 des 
Berufungsurteils).

4. Der Kläger kann nicht verlangen, daß die Beklagte nur den 
Teil der Rente aus der Angeste111enversicherung anrechnet, der 
von ihr mitfinanziert wurde. Zu Recht hat das Landesarbeitsge-
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rieht es für unerheblich angesehen, ob die Beklagte selbst oder 
ein früherer Arbeitgeber die Sozialversicherungsbeiträge leiste­
te.

a) Nach Nr. 4 der Bestimmungen für die Pensionierung von geho­
benen Angestellten vom 1. April 1974 wird die Rente aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung bis zur Hälfte in Abzug gebracht, 
sofern und insoweit von Arbeitgeberseite die Hälfte des Beitrages 
getragen wurde. Mit dem Begriff "Arbeitgeberseite" hat die Be­
klagte die Anrechnungsklausel weit gefaßt. Es gibt keine Anhalts­
punkte dafür, daß die Anrechnung entgegen dem Wortlaut nur die 
von der Beklagten selbst mitfinanzierten Rententeile aus der ge­
setzlichen Rentenversicherung erfassen sollte. Im Gegenteil: Die 
Beklagte bezeichnete sich selbst weder in der Pensionsordnung 
noch in anderen Regelungen als "ArbeitgeberSeite", sondern sprach 
von der "Fa." oder vom "F -Konzern" (vgl. Nr. 5 Satz 1 der Be­
stimmungen für die Pensionierung von gehobenen Angestellten vom 
10. März 1972 und vom 1. April 1974 sowie I A 1 Satz 1 der Pensi­
onsordnung) . Diese weite Anrechnungsklausel war schon vor Erlaß 
des Betriebsrentengesetzes gebräuchlich und ist durch § 5 Abs. 2 
BetrAVG gebilligt worden.

b) Die Anrechnungsklausel in Nr. 4 Satz 1 der Bestimmungen für 
die Pensionierung von gehobenen Angestellten vom 1. April 1974 
verstößt nicht gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz.

aa) Die Anrechnungsvorschrift unterscheidet nicht danach, ob der 
Angestellte bei früheren Arbeitgebern in der Arbeiter- oder Ange-
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stelltenrentenversicherung versichert war. Daran ändert nichts, 
daß Nr. 4 Satz 1 der Bestimmungen nur die "Beiträge zur Ange­
stelltenversicherung" ausdrücklich erwähnt. Die Anrechnungs­
vorschrift gilt nach der Überschrift des Regelungswerkes aus­
schließlich für Angestellte. Sie erhalten eine Rente aus der An­
gestelltenversicherung. Selbst wenn sie früher in anderen Zweigen 
der Rentenversicherung versichert waren, hat die Bundesversiche­
rungsanstalt für Angestellte nach § 89 Abs. 2 AVG eine Gesamtlei­
stung zu berechnen und festzustellen. Das sozialversicherungs­
rechtliche Rentenverfahren läßt es verständlich erscheinen, daß 
die Anrechnungsklausel die übrigen Zweige der gesetzlichen Ren­
tenversicherung nicht ausdrücklich erwähnt. Im übrigen ist bei 
der Auslegung nicht nur der Wortlaut des ersten Halbsatzes, son­
dern auch der des zweiten Halbsatzes der Anrechnungsklausel zu 
berücksichtigen. Nach dem zweiten Halbsatz wird "die Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung" in Abzug gebracht, ohne 
Beschränkung auf die Angestelltenrentenversicherung. Die weite 
Auslegung entspricht zudem dem üblichen Zweck derartiger Anrech­
nungsklauseln , den auf Leistungen irgendeines Arbeitgebers be­
ruhenden Teil der Rente anzurechnen und lediglich den auf Ei­
genleistungen des Arbeitnehmers beruhenden Teil der Rente auszu­
klammern .

bb) Der Kläger meint, die Anrechnungsvorschrift verstoße deshalb 
gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, weil er durch die Berück­
sichtigung früherer rentenversicherungspflichtiger Tätigkeiten 
bei anderen Arbeitgebern schlechter gestellt sei als ein Arbeit­
nehmer, der genau solange bei der Beklagten beschäftigt gewesen
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sei wie er, aber zuvor nicht schon durch Beiträge anderer Arbeit­
geber ein Anrecht auf eine gesetzliche Rente erworben habe.

Die Anrechnungsklausel der Beklagten ist nach § 5 Abs. 2 
BetrAVG zulässig. Für den Schutz vorzeitig ausscheidender Arbeit­
nehmer sorgt § 2 BetrAVG. Es kann dahingestellt bleiben, inwie­
weit vorzeitig ausscheidende Arbeitnehmer nach dem Betriebsren­
tengesetz Rechtsnachteile erleiden. Jedenfalls verlangt Art. 3 
Abs. 1 GG keine weitergehende Gleichbehandlung als die mit dem 
Betriebsrentengesetz erreichte. Es ist nicht sachwidrig, Arbeit­
nehmer, die bis zum Versorgungsfall betriebstreu sind, teilweise 
besser zu stellen als vorzeitig ausscheidende Arbeitnehmer.

Ebensowenig ist es zu beanstanden, daß sich das Versorgungs­
system der Beklagten am Versorgungsbedarf ausrichtet (BAG Urteil 
vom 17. Mai 1988 - 3 AZR 400/86 - AP Nr. 27 zu § 5 BetrAVG, zu 
4 a der Gründe). Es ist nicht willkürlich, wenn die Arbeitnehmer 
eine höhere Betriebsrente erhalten, die in früheren Arbeitsver­
hältnissen keine oder nur geringere Versorgungsanwartschaften er­
werben konnten (vgl. BAG Urteil vom 20. November 1990 - 3 AZR 
31/90 -, zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt, 
zu II 2 c der Gründe).

Dr. Heither Dr. Wittek Kremhelmer

Zieglwalner Großmann
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